Stockwerkbewirtschaftung
Von Eigentümern. Für Eigentümer.
Antrag Eigentümerversammlung: Wechsel der Verwaltung
	Datum
	[Datum]

	Antragsteller
	[Vorname Name]

	Gemeinschaft
	[Name der Gemeinschaft (STWEG / MEG)]


Dies ist eine Vorlage für den Antrag auf einen Wechsel der Verwaltung an der Eigentümerversammlung. Eckige Klammern sind Platzhalter und werden durch Ihre Angaben ersetzt. Die gelb markierten kursiven Bereiche sind Hilfestellungen und können gelöscht werden.
Ausgangslage (für die Einladung)
Die Ausgangslage erklärt den Eigentümern, worum es geht und wer den Antrag stellt. Sie gehört zusammen mit der Offerte der neuen Verwaltung in die Einladung: Nur ein gehörig angekündigtes Geschäft kann an der Versammlung beschlossen werden (ZGB Art. 67 Abs. 3).
Der Verwaltungsvertrag mit der [bisherigen Verwaltung] besteht seit [Jahr]. [Der Ausschuss / Eigentümerin oder Eigentümer N.N. / eine Gruppe von Eigentümern] hat Offerten eingeholt; die Offerte der [neuen Verwaltung] vom [Datum] liegt dieser Einladung bei.
Antrag
Vorab: Vorsitz für diese Traktanden
Leitet die bisherige Verwaltung die Versammlung, soll sie den Vorsitz für die Traktanden zum Wechsel abgeben. Die Versammlung kann das mit einfachem Mehr beschliessen (ZGB Art. 712n Abs. 1), auch wenn der Antrag nicht in der Einladung stand; sicherer ist, ihn trotzdem anzukündigen. Weigert sich die Verwaltung, lassen Sie eine Eigentümerin die Weigerung mitschreiben und stimmen Sie trotzdem ab: Der Abberufungsbeschluss kann dann für ungültig erklärt werden; die Weigerung ist aber der Pflichtverstoss der Verwaltung und wiegt in einem späteren Verfahren gegen sie.
Für die Behandlung der Teilanträge 1 bis 3 übernimmt [N.N.] den Vorsitz.
Teilantrag 1: Beendigung des bisherigen Verwaltungsmandats
Der Antrag nennt ausdrücklich ein Datum, denn ohne Angabe endet das Amt mit dem Beschluss, sobald er der Verwaltung mitgeteilt ist. Nach dem massgebenden Kommentar endet mit der Abberufung auch der Vertrag, selbst wenn dessen Fristen nicht eingehalten werden; die wohl herrschende Lehre sieht das anders, praktisch ohne Folge. Eine zusätzliche Kündigung braucht es deshalb nicht; fassen Sie den Beschluss als Abberufung auf ein Datum, nicht als Kündigung auf einen Termin.
Die Versammlung beruft die [bisherige Verwaltung] gestützt auf Art. 712r Abs. 1 ZGB als Verwaltung ab, mit Wirkung per [Datum]. Bis dahin führt sie das Mandat ordentlich weiter und schliesst ihre Abrechnungsperiode ab. Ist sie an dieser Versammlung nicht anwesend, wird [der Ausschuss / die bevollmächtigte Person] ermächtigt, ihr diesen Beschluss unverzüglich mitzuteilen, aus Beweisgründen eingeschrieben.
Teilantrag 2: Wahl der neuen Verwaltung
Die Versammlung wählt gestützt auf Art. 712m Abs. 1 Ziff. 2 ZGB die [neue Verwaltung, Adresse] als Verwalterin mit Mandatsbeginn per [Datum], zu den Konditionen der Offerte vom [Datum] (Beilage).
Teilantrag 3: Ermächtigung zum Vertragsschluss
[Der Ausschuss / die bevollmächtigte Person] wird ermächtigt, den Verwaltungsvertrag zu den Konditionen der Offerte rechtsverbindlich zu unterzeichnen und die Übergabe zu koordinieren. Wesentliche Abweichungen von der Offerte bedürfen eines neuen Versammlungsbeschlusses.
Rechtlicher Rahmen für die Beschlussfassung
Massgebend ist zuerst Ihr Reglement: Für die Wahl kann es strengere Mehrheiten vorsehen. Die Abberufung dagegen ist zwingendes Recht: Die Versammlung kann die Verwaltung jederzeit mit einfachem Mehr abberufen (ZGB Art. 712r Abs. 1).
Beschlussfähig ist die Versammlung, wenn die Hälfte aller Eigentümer (mindestens zwei), die zusammen mindestens die Hälfte der Wertquoten vertreten, anwesend oder vertreten ist (ZGB Art. 712p Abs. 1). Eine zweite Versammlung, frühestens nach zehn Tagen, ist bereits mit einem Drittel aller Eigentümer, mindestens aber zwei, beschlussfähig. Gewählt und abberufen wird mit dem einfachen Mehr der anwesenden und vertretenen Stimmen; Enthaltungen wirken faktisch wie Nein-Stimmen, es lohnt sich also, Vollmachten zu organisieren.
Räumt der neue Verwaltungsvertrag Befugnisse ein, die über gewöhnliche Verwaltungshandlungen hinausgehen, ist umstritten, ob für die Wahl das qualifizierte Mehr nötig ist (ZGB Art. 647b Abs. 1); sicher braucht die Erweiterung selbst einen eigenen Beschluss der Versammlung, mit dem Mehr, das ihrer Tragweite entspricht. Lehnt die Versammlung eine Abberufung trotz wichtiger Gründe ab, kann jeder Eigentümer binnen eines Monats ab dem Tag dieser Versammlung die gerichtliche Abberufung verlangen (ZGB Art. 712r Abs. 2); die Frist läuft ab der Versammlung, nicht ab dem Protokoll.
Variante: Mehrhaus-Überbauung mit gemeinsamer Verwaltung
Werden mehrere Gemeinschaften (STWEG und z. B. eine Miteigentümergemeinschaft Einstellhalle) von derselben Verwaltung betreut, wird der Antrag in jeder Gemeinschaft separat zur Abstimmung gebracht. Variante A, alle oder keine, in zwei Schritten: Weder die Abberufung noch die Wahl darf davon abhängig gemacht werden, wie die anderen Gemeinschaften entscheiden; ein solcher Beschluss ist ungültig. Nach unserer Einschätzung vertretbar ist der Umweg über die Offerte, weil dabei jeder Beschluss unbedingt bleibt: Die neue Verwaltung offeriert nur für die ganze Überbauung und hält fest, dass die Offerte dahinfällt, wenn nicht alle Gemeinschaften sie wählen. Erster Schritt: In jeder Gemeinschaft wird die neue Verwaltung ohne Bedingung per [Datum] gewählt (Teilanträge 2 und 3 dieser Vorlage); die bisherige bleibt im Amt. Zweiter Schritt, erst wenn alle gewählt haben und die neue Verwaltung angenommen hat: In jeder Gemeinschaft wird die bisherige Verwaltung ohne Bedingung per [Datum] abberufen (Teilantrag 1). Der Vorab-Antrag zum Vorsitz gehört in beide Einladungen. Scheitert die Wahl in einer Gemeinschaft, fällt die Offerte dahin, nirgends wurde abberufen, überall bleibt es beim Alten. Das kostet eine zweite Versammlungsrunde mit Einladungsfrist und Beschlussfähigkeit; legen Sie das Datum so, dass sie Platz hat. Holen Sie vor dem ersten Schritt die Stimmung in allen Häusern unverbindlich ab. Eine Gemeinschaft, die im zweiten Schritt nicht abberuft, hat vorübergehend zwei Verwaltungen und muss eine davon abberufen; die Offertenbedingung sichert den ersten Schritt, nicht den zweiten. Variante B, unabhängig: Jede Gemeinschaft entscheidet für sich; keine Blockade, dafür können unterschiedliche Verwaltungen nebeneinander entstehen.
Beilagen
Alle relevanten Unterlagen sind hier aufzulisten und der Einladung beizulegen.
– Offerte der [neuen Verwaltung] vom [Datum]
– Leistungsübersicht / Pflichtenheft
– [Entwurf des Verwaltungsvertrags, sofern vorhanden]
Unterschrift
Unterschrift mit Ort und Datum.
Der Antrag ist der Verwaltung frühzeitig zur Traktandierung einzureichen; massgebend sind die Fristen im Reglement. Die Traktandierung kann jede einzelne Eigentümerin verlangen, die Verwaltung muss den Antrag aufnehmen (ZGB Art. 712n). Die Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung kann ein Fünftel der Eigentümer verlangen (ZGB Art. 64 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 712m Abs. 2).
© 2026 Stockwerkbewirtschaftung. Sie dürfen diese Vorlage innerhalb Ihrer Eigentümergemeinschaft frei verwenden und weitergeben; jede weitergehende Verwendung bedarf unserer schriftlichen Zustimmung.
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